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ber den rechtlich wirksamen USTtrI!I

AUuS$S ne emenmnde des

Wıe beendet CIM Mitglied Evangelisch Freikirchlichen Gemeinde wirksam
SCINEC Kirchenzugehörigkeıt? Der Bund Evangelisch Freikirchliche Gemeinden

1STt Körperschaft des öffentlichen Rechts D Muss deshalb der AuiSsS-
T AdUus Gemeinde des Bundes be] staatlıchen Behörde (Amtsgericht
oder Standesamt erklärt werden oder 1ST die Austrıittserklärung, WIC bısher üblıch
gegenüber der Gemeindeleitung wırksam un ausreichend?

DIieser rage 1ST bisher weder der Lıteratur och der Praxıs nähere Auf-
merksamkeiıt geschenkt worden 7um ersten Mal wurde S1C VO  - AÄNDREAS KOHRN

Artıikel ZU ema „DIeE Irennung VO  — Kirche und Staat ZInG 1999
289 aufgeworfen KOHRN darın die Meınung, ass dıie staatlıchen Kar-
chenaustrıittsgesetze für alle Körperschaften des öffentlichen Rechts gelten würden
Der Austriıtt AdUus Baptistengemeinde habe deshalb JC ach Landesrecht auf
dem Amtsgericht oder dem Standesamt erfolgen und SC1 unwırksam, WE GT

L1UT gegenüber dem Pastor oder (Gemeindeleiter erklärt werde (a 798f d P AA Ihiese
Rechtsauffassung missversteht jedoch das Kirche Staat Verhältnis un 1ST deshalb
nıcht stichhaltıg.

ema Artıikel 15 Weıimarer Reichsverfassung WRV) regelt CTE Kırche ihre
Angelegenheıten selbstständig Di1ie gesetzlichen Bestimmungen der We1l1marer
Reichsverfassung ber dıie Religionsgesellschaften gelten ach Artikel 140 TUunNd-
geSETZ der Bundesrepublik Deutschland eiter; SOM also auch Artikel S
Absatz der WRV. Er lautet

Jede Religionsgesellschaft ordnet un verwaltet hre Angelegenheiten selbstständ1g
iınnerhalb der Schranken des für alle geltenden (Jesetzes

Davon umfasst 1ST auch die Regelung der Mitgliedschaftsrechte Jede Kırche be-
stiımmt, WIC iıhre Mitgliedschaft erworben und beendet wIrd. [hiese Regelungen ak-
zeptiert der Staat grundsätzlıch, da CS sıch innerkörperschaftsrechtliche
Angelegenheiten handelt

Allerdings 1bt für den Kırchenaustritt anders als für den Beıtrıtt gesetzliche
Regelungen auf staatlıcher ene { Iies hat Ursache darın, ass nıcht en
Kırchen WE innerkirchlich anerkannte Möglıichkeıit besteht die Mitgliedschaft
beenden

\:Das katholische Kırchenrecht legt fest ass die Kirchenzugehörigkeit die durch die Taufe erworben
wiırd nıemals erlöscht Eın Austritt aus der Kirche 1ST deshalb nıcht vorgesehen Der staatlıch SCIC-
gelte Kirchenaustritt hebt ZWAaT dıe Verpflichtung ZUT Kirchensteuer auf. sınd MmMi1t ıhm aber keine
direkten Wiırkungen auf dıe Kırchenzugehörigkeit verbunden (sıehe ILONA RIEDEL SPANGENBERGER
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Für den Staat bedeutsam wırd die rage der Miıtgliedschaft In elıner TC dort,
die Mitgliedschaft In den weltlichen Bereich hıneıin Wirkungen hat un hieran

hoheitsrechtlich: Folgen geknüpft sind, WIE die Erhebung VO  —_ Kirchensteuern
ber staatlıche Instıtutlonen. Aus diesem Grund Wal auch das Bundesverfassungsge-
richt (BVerfG) mıt der rage der Kırchenmuitgliedschaft befasst In seinem Beschluss
VO März 97/1 (BVerfGE. I0 415) hat 6S folgendes entschieden:

Die mitgliedschaftliche Zugehörigkeit einer Religionsgesellschaft ordnet diese nach
Artıkel 137 Abs WRV In Verbindung mi1t Artıkel 140 als e1gene Angelegenheit
selbstständ1g ınnerhalb der Schranken des für alle geltenden Gesetzes. Wenn staatlıche
Behörden Un Gerichte angehalten werden, IM Kırchensteuerrecht dıe innerkırchliche
Ordnung zugrunde legen, soweıt S1E dıe entscheidungserheblichen Rechtsbegriffe
Un Rechtsverhältnisse UUS dem kırchlichen Bereıich prägt, hiegt darın keine verfas-
sungsw1drıge Identifizierung des Staates m1t der Kırche. (Anm Gemeint ist dıe Pflicht
des Staates weltanschaulıicher Neutralıtät.) 1InNe förmlıche Beıtrıttserklärung nach
Mafßgabe der Vorschrıiften des bürgerlichen Rechtes iıst verfassungsrechtlich nıcht erfor-
derlıch Das den Kırchen ÜTE Artıkel 137 Abs WRV In Verbindung mi1t Artıkel 140

verbürgte Selbstbestimmungsrecht verpflichtet den Staat AT Anerkennung ıhrer
Mitgliedschaftsordnung für seinen Bereich, auch soweılt S$1e Von den staatlıchen Regeln
für Zusammenschlüsse abweicht.

DIiese Anerkennung der kirchlichen Ordnungen durch den Staat findet ihre (Gren:
Z dem für alle geltenden Gesetz. Hıerzu zählt besonders das Grundrecht des
Artikels der aubens- un: Bekenntnisfreiheit. Dieses Grundrecht umfasst
nıcht 1L1UT das GE selnen Glauben aktıv bekennen un: eben, sondern auch
das eC eine einmal gehabte Glaubensüberzeugung abzulegen oder sıch überhaupt
nıcht bekennen (SOg negatıve Glaubensfreiheit). Aus diesem TUn 111USS5 der
Staat siıcherstellen, ass eine Person nıcht ohne Rücksicht auf ihren Willen Kırchen-
mitglied 1st oder bleibt. Der Staat hat also Regelungen 7A80ß erfügung stellen, die
gewährleisten, dass eine einmal gewählte Kırchenzugehörigkeit auch beendet werden
kann, selbst WE 1es ach innerkirchlichem Recht nıcht möglıch 1st.
€l siınd Zzwel Ebenen unterscheiden: Einmal das Verhältnis zwıschen dem

austrıttswilligen Kirchenmitglied un selner Kırche un zZAıamız anderen das Verhältnis
des austrıttswilligen Kiırchenmitgliedes zu Staat I dıe staatlıchen Austrittsregelun-
SCH betreffen 1L1UT das letztgenannte Verhältnis SO hat das Bundesverfassungsgericht
In der vorgenannten Entscheidung geäußert:

Der staatlıch geregelte Kırchenaustritt ist nıcht darauf gerichtet, Wirkungen IM
ınnerkırchlichen Bereıich herbeizuführen, sondern soll HUT Wirkungen 1m Bereıch des

Grundbegriffe des Kırchenrechts, Paderborn 1992, ach evangeliıschem Kirchenrecht endet
dagegen dıe Gemeindemiuitgliedschaft mıiıt dem Kırchenaustritt VOT einer staatlıchen Behörde. Dem
staatlıchen Akt werden also innerkiırchliche Wirkungen zuerkannt. Eınıge Landeskırchen haben
„Wıedereintrittsstellen” eingerichtet, In denen der VOT elıner staatlıchen Stelle erklärte Austritt VOT
elıner innerkiırchlichen rückgängig gemacht werden ann. Neuerdings wırd auch stark betont, Aass
der Ausgetretene eın gültig Getaufter bleibt un: sıch deshalb kırchenrechtlich VO'  —; solchen Konfes-
s1ionslosen unterscheidet, dıe nıe elıner Kırche angehört haben ( AXEL VON (/AMPENHAUSEN: Staatskır-
chenrecht, München 197/3; Taufe un: Kıirchenaustritt, —- lexte 66, 2000 Der Schriftleiter. |



Über den rechtlich wırksamen ustrı AUS elner Gemeinde des BEFG J

staatlıchen Rechtes auslösen. Das Verlangen nach einer förmlıichen Austrittserklärung
rechtfertigt sıch auch UTC| das Bedürfnis nach eindeutigen un nachprüfbaren Tatbe-
ständen als Grundlage der Rechts- Un Pflichtenstellung des Betroffenen, soweılt S$1e In
den weltlichen Rechtsbereich hineinwirkt.

Der Staat hat grundsätzlıch, mıt Rücksicht auf se1line staatlıche Neutralität, Fnt-
scheidungen 1mM innerkirchlichen Bereich akzeptieren. DIiese Pflicht des Staates
endet jedoch dort, Mitgliedschaftsregelungen ın Religionsgemeinschaften beste-
hen, die einen Austriıtt AdUus der Religionsgemeinschaft nıcht zulassen. ach staatlı-
chem Recht können 11UT solche Regelungen anerkannt werden, dıe auf den freien
Willen des Betroffenen abstellen un diesen nıcht einse1l1t1g, ohne Rücksicht auf den
eigenen Willen, In eine Kırchengemeinde eingliedern.

Wenn jedoch innerkıirchliche Regeln für die Beendigung der Mitgliedschaft be-
stehen, en diese Vorrang VOT staatliıchem ec WDas folgt AdUus Artıkel S WRV,
wonach die Mitgliedschaftsfragen selbstständig geregelt werden. DiIie staatlichen
Regelungen sind subs1dıär, S1€e tellen SOZUSaSsCH eiıne „Notordnung” ar, damıt keine
Person ach staatlıchem Recht elner TC gerechnet wiırd, der S1€e nıcht mehr
angehören möchte. er Staat untersagt aber den rchen natürlich nıcht, diese gC-
setzliche Regelung In iıhr e1genes innerkirchliches Recht übernehmen, damıt
auch für die Kırche verbindlich die Beendigung der Mitgliedschaft regeln.

Der BEFG hat die staatlıchen (Gesetze nıcht übernommen, sondern eigene eindeu-
tıge Austrittsregelungen geschaffen. DIiese Austrittsregeln gelten sowohl gegenüber
der eigenen Kirche als auch gegenüber dem Staat oder sonstigen Driıtten. Wenn
ber das Bestehen oder Nichtbestehen eiıner Kirchenmitgliedschaft eın NachweIs
erforderlich wırd, ann dieser UTrC Auskunft aus den Gemeinderegistern geführt
werden.

ine einmal gewä  e Mitgliedschaft annn In eliner Gemeinde des BEFG ach der
freien Entscheidung des Miıtglieds auch wlieder beendet werden. Der Staat 111USS der
Kirchenautonomie Jer also keine (Gsrenze SEtZEN; die Möglıichkeıit elınes Austriıtts

schaffen. Diese Möglıichkeıit ist bereits Uurc dıie Kırche selber gewährleistet. )ass
der BEFG 1MmM innerkirchlichen Recht elne Austrıttsmöglichkeıit vorsieht, entspricht
der freikirchlichen Grundüberzeugung VO  e} der Freiwilligkeit der Kirchenmitglied-
SC Dadurch besteht auch In der rage der Beendigung Vo  — Miıtgliedschaften
eiıne Unabhängigkeit VO  z staatliıchen Regelungen und (Gesetzen. [)as VO  b anderen
Kirchen abweichende (GGeme1linde- und Kirchenverständnis wiırd also auch ın dieser
Rechtsfrage erkennbar.
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